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» (No. 544.) Verordnung, betreffend das Naumburger Handelsgericht, das bei demſelben «- ». ee, le, 
| zu beobachtende Verfahren, und das in Naumburg geltende Wechſelrecht. 3 
Vom Aten Juni 1819. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. dc. 
Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: 
Nachdem Wir zur Befoͤrderung des Meß handels Unſerer Stadt Naum⸗ = 
burg beſchloſſen haben, das daſelbſt bisher beſtandene Handelsgericht beizu⸗ 
behalten, das bei demſelben in Wechſelſachen zu beobachtende Verfahren naͤher 
zu beſtimmen, imgleichen an die Stelle der, in Bezug auf Wechſelgeſchaͤfte, 
dort bisher beſtehenden beſondern Rechte und Gewohnheiten, Unſer Allgemeines 
Landrecht mit einigen naͤhern Vorſchriften zu ſetzen; ſo verordnen Wir hier⸗ 
durch Folgendes: ö 
$. I. Die Ausuͤbung der Funktionen des Handelsgerichts in Naum⸗ 9 1 

burg wird einer Deputation des dortigen Land⸗ und Stadtgerichts uͤbertragen, kangskreis des 
welche in Fällen, wo eine polizeiliche Beziehung zu beruͤckſichtigen iſt, einen ichs. 
Deputirten des Polizei⸗Magiſtrats, in ſofern es aber auf ein kaufmaͤnniſches 
Gutachten ankommt, drei Mitglieder der Kaufmannſchaft, welche als Han⸗ 
delsgerichts⸗Aſſeſſoren ein für allemal verpflichtet werden, zuzuziehen hat. 

8 $. 2. Vor dieſes Handelsgericht ſollen alle Streitigkeiten gehoͤren, 
welche wahrend der beiden jährlichen Meſſen — und namentlich vom I8ten 
Juni bis 20ſten Juli und vom Iſten bis 2 2ſten Dezember in Naumburg nicht 
blos uͤber eigentliche Handlungs⸗ oder Wechſelgeſchaͤfte, welche ſich auf die 
Meſſe beziehen, oder damit in Verbindung ſtehen, ſondern auch uͤber die 
andern, auf die Handlung oder Meſſe Bezug habende Geſchaͤfte entſtehen und 
angebracht werden. ; 
FG. 3. In dergleichen Rechtsſtreitigkeiten muͤſſen ſowohl Auswaͤrtige, 
welche ſich waͤhrend des gedachten Zeitraumes in Naumburg befinden, als 
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auch Einheimiſche, ohne Unterſchied, ob die Einen oder die Andern ſonſt dem 
gewoͤhnlichen oder einem eximirten Gerichtsſtande unterworfen ſind, bei dem 
Handelsgericht Recht nehmen. ; 

H. 4. Wird eine Wechſelklage angebracht, und iſt ſolche nach Vor⸗ 
ſchrift der Geſetze begruͤndet; ſo ſoll, nach dem Ermeſſen des Gerichts, ent⸗ 
weder der Beklagte ſofort vor das Gericht abgeholt, oder eine Deputation zu 
ihm in ſeine Wohnung abgeordnet werden. ; 

F. 5. Von dieſem Augenblicke an, bleibt der Beklagte unter beſtaͤn⸗ 
diger Obſervation des Gerichts „bis nach den folgenden Beſtimmungen, ent⸗ 
weder der Wechſelarreſt oder ſeine Entlaſſung verfügt wird. 

H. 6. Sogleich nachdem der Beklagte vor das Gericht geſtellt worden, 
oder die zu ihm abgeordnete Deputation ihn angetroffen hat, wird ihm der 
Wechſel nebſt den ſonſt zur Begruͤndung des Anſpruchs erforderlichen Urkun⸗ 
den im Original vorgelegt, und derſelbe zu ſeiner Erklaͤrung daruͤber, mit 
dem Bedeuten, daß bei deren Verweigerung die Urkunden fuͤr anerkannt 
geachtet werden, aufgefordert. 8 

H. 7. Nach dieſer Aufforderung und Verwarnung iſt der Beklagte 
ſchuldig, ſich ſofort über die Rekognition oder Diffeſſion der ihm vorgeleg⸗ 
ten Originalurkunden, und über feine etwanigen Einwendungen Dagegen, 
zu erklären, = ee 

§. 8. Verweigert er die ihm abgeforderte Erklarung, oder rekog⸗ 
noszirt er ohne Einwendungen, und leiſtet nicht ſogleich volle Zahlung, ſo 
wird auf den Antrag des Klaͤgers der Wechſelarreſt auf der Stelle vor⸗ 
laͤufig verfügt, und demnaͤchſt zu Beſtaͤtigung deſſelben, noch an demſelben 
Tage auf das, uͤber die Verhandlung aufgenommene Protokoll, im erſten 
Falle ein. Kontumazialerkenntniß, im letzten Falle ein Agnitionsbeſcheid ab⸗ 
gefaß: und den Partheien publizirt, 

H. 9. Erbietet ſich der Beklagte zur Diffeſſion, und Kläger will 


ihn dazu verſtatten, ſo wird der Diffeſſionseid ſofort abgenommen, der Be⸗ 


klagte entlaſſen, und demnaͤchſt ein Erkenntniß uͤber die Folge des geleiſte⸗ 
ten Eides publizirt. 5 
5 H. 10. Will ihn der Klaͤger zu dieſem Eide nicht verſtatten, ſon⸗ 
dern die Richtigkeit der Handſchrift durch Zeugen oder Vergleichung der 
Schriftzuͤge darthun, ſo wird nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung Theil I, Titel 27. H. 21. verfahren, der Beklagte aber ſofort einſt⸗ 
weilen entlaſſen, bis ein Erkenntniß gegen ihn vorhanden iſt. 

§. IT. Rekognoszirt der Beklagte die ihm vorgelegten Urkunden, 
und ſchuͤtzt dabei Einwendungen vor, ſo hat das Gericht zu pruͤfen, ob 
dieſe ſowohl an ſich als hinſichtlich der Beweismittel, nach Vorſchrift Un⸗ 
ſerer Geſetze, im Wechſelprozeß zulaͤſſig find, Iſt dies der Fall, ſo muß 
5 | zwar 
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C 
zwar mit Inſtruktion der Einwendungen verfahren, nichts deſtoweniger 
aber zugleich der vorlaͤufige Wechſelarreſt verfuͤgt werden. 

$. 12. Der Arreſt findet jedoch in dem, H. II., bezeichneten Falle 
nicht ſtatt, wenn der Beklagte ſeine Einwendungen durch Urkunden, welche 
entweder keiner Rekognition bedürfen, oder vom Kläger ſofort rekognoszirt 
werden, oder gegen dieſen wegen gänzlich verweigerfer Erklaͤrung, nach vor⸗ 
ausgegangener Warnung, zur Strafe des Ungehorſams fuͤr anerkannt zu 
achten ſind, auf der Stelle liquid macht, und aus ſelbigen die gaͤnzliche 
Befreiung des Beklagten folgt. 

F. 13. Gleichergeſtalt iſt der Wechſelarreſt bei erfolgter Rekognition 
des Wechſels und Aufſtellung anderer Einwendungen unzulaͤſſig, wenn zwar 
dieſe Einwendungen nicht ſofort durch Urkunden liquide gemacht werden 
können, oder die aus ſelbigen gefolgerte Grundloſigkeit des gemachten An⸗ 
ſpruches noch zweifelhaft iſt, der Beklagte aber die eingeklagte Forderung 
an Kapital, kursmaͤßigem Agio und Zinſen nebſt einem, nach dem Ermeſſen 
des Gerichts zu beſtimmenden Koſtenquanto, unbeſchadet ſeines Rechts, zum 
gerichtlichen Depoſito baar einzahlt, oder eine, dem Klaͤger und im ſtreiti⸗ 
gen Falle dem Gerichte annehmliche Sicherheit deshalb beſtellt. : 

F. 14. Dem Kläger muß in dem zuletzt erwähnten Falle der Depoſi⸗ 
tion die deponirte Summe ausgeliefert werden, wenn er eine, dem Beklag⸗ 
ten und im ſtreitigen Falle dem Gerichte annehmliche Sicherheit dafuͤr beſtellt. 

F. 15. In allen Fällen muß, mit moͤglichſter Beſchleunigung, ein 
Erkenntniß abgefaßt und publizirt werden, worauf wegen der dagegen ſtatt 
findenden Rechtsmittel und deren Wirkung, die Vorſchriften der Allgemeinen 
Gerichtsordnung eintreten. | 

$. 16. Iſt der Beklagte durch das publizirte Erkenntniß zur Zahlung 
verurtheilt, fo wird er, wenn er nicht ſogleich nach erfolgter Publikation, 
entweder an den Kläger, oder in den Hallen des $. 51. Titel 27. Theil I. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung, in das gerichtliche Depoſttum Zahlung 
leiſtet, auf den Antrag des Klaͤgers ſofort zum Arreſt gebracht, oder ſofern 
dieſer in den obenbeſtimmten Faͤllen ſchon vorher gegen ihn verfuͤgt war, in 
ſelbigem behalten, ohne daß es der, in der Allgemeinen Gerichtsordnung 
Theil 1. Titel 27. $. 45. vorgeſchriebenen Exckutionsfriſt bedarf. 5 
$. 17. Vermoͤge der herkoͤmmlichen Meßfreiheit, welche in der Som⸗ 
mermeſſe, mit dem Einlauten derſelben, am 28ſten Juni Mittags 12 Uhr 
anfaͤngt, und mit dem Auslauten derſelben, am Sten Juli Mittags 1 Uhr 
aufhört, in der Wintermeſſe aber, vom 7ten Tage nach dem Einlauten Mit⸗ 
tags 12 Uhr, bis zum Tage des Auslautens, Mittags 1 Uhr dauert, kann 
in der Regel, weder der Wechſelarreſt, noch ſonſt ein Real- oder Perſonal⸗ 
arreſt, ſondern auf gehörig begruͤndete Arreſtgeſuche, nur das Verbot, ſich 
3 2 vor 


5 . 


vor geleiſteter Zahlung und vor Ablauf des Zahltages, nicht von der Meſſe 

hinwegzubegeben, verfügt werden. 8 

. H. 18. Ausnahmen von dieſer Regel, finden nur in folgenden drei 

Faͤllen ſtatt: N ö 

a) wenn Jemand die Meßfreiheit zum Nachtheil ſeiner Glaͤubiger miß⸗ 

brauchen will, welches dann anzunehmen iſt, wenn er, ungeachtet des, 
nach §. 17. dieſer Verordnung erhaltenen Verbots, gleichwohl Anſtalt 

a macht, die Meſſe zu verlaſſen; 

b) wenn der Ausſteller des Wechſels in dieſem entweder der Meßfreiheit 
ausdruͤcklich entſagt, oder die Verfallzeit, auf einen gewiſſen, in der 
Zeit der Meßfreiheit fallenden Tag geſetzt hat; a 
o) wenn der Wechſelſchuldner, nach vorausgegangener Ladung, welche je⸗ 

doch waͤhrend der Meßfreiheit nicht auf die im H. 4. dieſer Verordnung 
bemerkte Art, ſondern nur in Gemaͤßheit der Allgemeinen Gerichtsord⸗ 
nung Theil 1. Titel 27. H. II. erlaſſen werden kann, vor Gericht er⸗ 
ſcheint, und den Wechſel ohne Vorſchuͤtzung der Meßfreiheit anerkennt. 
Erſcheint der Beklagte nicht, ſo wird nach Vorſchrift des $. II. am 
angefuͤhrten Orte der Allgemeinen Gerichtsordnung zwar weiter in contu= 
maciam verfahren, es findet jedoch waͤhrend der Meßfreiheit, in ſofern 
nicht eine der beſtimmten Ausnahmen eintritt, nach H. 17. dieſer Verord⸗ 
nung, kein Arreſt ſtatt. > 5 
5 H. 19. So weit nicht in dieſer Verordnung Abweichungen von den 
Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung ausdruͤcklich beſtimmt worden, 
finden dieſe überall Anwendung. a f 
§. 20. In Beziehung auf die aus Wechſelgeſchaͤften entſtehenden 
Rechtsverhaͤltniſſe, ſoll das bisher in Naumburg uͤblich geweſene Wechſelrecht 
nur noch bis zum Iſten Dezember dieſes Jahres, von dieſem Zeitpunkte an aber 
Unſer Allgemeines Landrecht, nebſt den daſſelbe abaͤndernden, ergänzenden und 
erlaͤuternden Beſtimmungen, gültige Kraft haben, in ſofern nicht in den fol⸗ 
genden Vorſchriften etwas Andere: feſtgeſetzt worden iſt. 
$. 21. Wenn ein in den Naumburger Meſſen zahlbarer Wechſel, auf 
eine gewiſſe Summe in „Wechſelzahlung“ oder auch in „Wechſelzahlung oder 
Werth“ ohne weitere Beſtimmung der Muͤnzſorten lautet / Jo wird unter dieſen 
beiden Ausdrücken, Konventionsmaͤßiges, nach dem zwanzig Gulden Fuß ge⸗ 
praͤgtes, Silbergeld verſtanden. Es wird daher der bis jetzt beſtandene Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Bedeutung der Ausdrucke „Wechſelzahlung“ und „Wech⸗ 
ſelzahlung oder Werth“ aufgehoben. ö 
§. 22. Lautet ein in den Naumburger Meſſen zahlbarer Wechſel, nach 
der im H. 21. enthaltenen Beſtimmung, oder, vermoͤge ausdruͤcklicher Benen— 
nung, auf Konventionsgeld oder auf irgend eine andere beſtimmt ausgedruͤckte 


Muͤnz⸗ 
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Muͤnzſorte; fo muß ſelbiger in der auf die eine oder andere Weiſe vorgeſchriebe⸗ 
nen Muͤnzſorte, und wider den Willen des Wechſelinhabers, in keiner andern 
gezahlt werden, wenn gleich eine fremde Muͤnzſorte vorgeſchrieben ſeyn ſollte, 
welche durch die Landesgeſetze keinen Kurs erhalten hat. g 
Hierdurch werden die Vorſchriften der $$. 876 und 877. Titel 8. 
Theil 2. des Allgemeinen Landrechts für die Naumburger Meßwechſel außer 
Wirkung geſetzt. f a 
§. 23. Wenn in dem, H. 22. gedachten Falle, der Wechſelſchuldner 
den Einwand macht, daß es unmoͤglich ſey, die im Wechſel verſchriebene 
fremde Muͤnzſorte herbeizuſchaffen; ſo ſoll zwar dieſer Einwand an ſich nicht 
für unzulaͤſſig im Wechſelprozeß geachtet, jedoch nur in ſofern beruͤckſichtiget 
werden, als der Schuldner die behauptete Unmoͤglichkeit der verſchriebenen Art 
der Zahlung, durch ein Zeugniß verpflichteter Maͤkler ſofort darthut. Es tritt 
aber auch in dieſem Falle die Vorſchrift des $. 12. wegen des vorlaͤufigen Wech⸗ 
ſelarreſtes ein, und der Beklagte kann ſich von dieſem Arreſt, in ſofern er ſonſt 
keine andern Einwendungen hat, in Hinſicht deren nach $. 13. zu verfahren 
wäre, nur dadurch befreien, daß er den durch das pflichtmaͤßige Gutachten 
zweier Wechſelmaͤkler auszumittelnden Betrag, den die eingeklagte Forderung 
an Kapital, Zinſen und Aufgeld zur Verfallzeit am Zahlungsorte hat, ſofern 
eine freinde Goldmuͤnze vorgeſchrieben iſt, in kurſirenden Goldmuͤnzen, wenn 
aber fremde Silbermuͤnzen verſchrieben ſind, entweder in Konventionsgeld 
oder in Preußiſchem Kourant an den Wechſelinhaber bezahlt, und zugleich 
die Koſten berichtigt. Geſchiehet dieſes, ſo erreicht hierdurch das Wechſelver⸗ 
fahren ſein Ende, und dem Glaͤubiger bleibt in dem Falle, wenn er ſich durch 
die folchergeftalt erfolgte Zahlung nicht fuͤr vollſtaͤndig entſchaͤdiget haͤlt, 
blos nachgelaſſen, feinen Anfpruch im ordentlichen Prozeſſe auszufuͤhren. Lei⸗ 
ſtet dagegen der Schuldner in vorſtehender Maaße die Zahlung nicht; ſo wird 
er im vorlaͤufigen Wechſelarceſt behalten, und demnaͤchſt durch ein Erkennt⸗ 
niß zu Bezahlung der durch das Gutachten der Wechſelmaͤkler ausgemittelten 
Summe in der nach Verſchiedenheit des Falles zu beſtimmenden kurſirenden 
Gold- oder Silbermuͤnze, bei letzterer entweder in Konventionsgeld oder Preu⸗ 
ßiſchem Kourant, mit dem auf beide Faͤlle zu beſtimmenden Aufgelde, wechſel⸗ 
mäßig verurtheilt; der etwanige Anſoruch des Klaͤgers auf eine hoͤhere Entſchaͤ⸗ 
digung aber wird zum ordentlichen Prozeß verwieſen. g 
$. 24. Auch in Naumburg find die Ufowechfel 14 Tage nach der Vor⸗ Alg kunde. 
zeigung zahlbar. i =, vet 55. 
25. Die Verfallzeit der unbeſtimmt in eine der beiden Naumburger Zu s,. 862. 
Meſſen lautenden Wechſel, iſt in der Regel fir die Sommermeſſe der 5te Juli, 
kür die Wintermeſſe der 19te Dezember. An dieſen Tagen muͤſſen bis Mile 
i . 1 Uhr 


Bu $. 870, 


Zu $. 964, 


Zu 85. 985. 
bis 990, 


Zu 5, 1110. 


Zu 5. 1252. 
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1 Uhr die Wechſel bezahlt ſeyn, widrigenfalls der Inhaber deſſelben wider den 
Schuldner nach Wechſelrecht zu verfahren befugt iſt. 5 1121 

H. 26. Trifft der Zahlungsfag auf einen Sonn: „hohen Feſt⸗ oder 
Bußtag, ſo wird die vorgedachte Friſt in der Sommermeſſe bis zum ten Juli 
Mittags um 1 Uhr, und in der Wintermeſſe bis zum 2often Dezember Mittags 
1 Uhr hinausgeruͤckt. In Abſicht der Juden hat es bei der Vorſchrift des 
H. 872. Titel 8. Theil 2. des Allgemeinen Landrechts ſein Bewenden. 

$. 27. In der Sommermeſſe kann auch am Zten und aten Juli, und in der 
Wintermeſſe am 17ten und Igten Dezember, als welche Tage zum Scontriren 
beſtimmt ſind, Zahlung geleiſtet werden, ohne daß der Remittent die Zahlung 
als zu früh geſchehen, anfechten darf. i 

$. 28. Bei den in die Sommermeſſe lautenden Wechſeln, iſt die Zeit 
am 28ſten Juni Mittags 1 Uhr bis zum 2ten Juli Mittags 12 Uhr, 
bei den in die Wintermeſſe lautenden Wechſeln aber die Zeit vom gten 
Tage nach dem Einlauten, Mittags 1 Uhr, bis zum Auslauten der Meſſe, 
Mittags 12 Uhr, zum Praͤſentiren, Akzeptiren und Proteſtiren wegen nicht 
erfolgter Annahine beſtimmt. 5 

H. 29. Davon findet auch alsdann keine Ausnahme ſtatt, wenn in 


der Sommermeſſe der 2te Juli auf einen Sonn⸗ oder Feſtrag fällt. In An: 


ſehung der Juden gelten aber die Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts 
Theil 2. Titel 8. H. 989 und 990. dergeſtalt, daß, wenn die in beiden 
Meſſen, zur aͤußerſten Friſt des Praͤſentirens, Akzeptirens und Proteſtirens 
beſtimmten Tage, auf einen Sonnabend oder juͤdiſchen Feiertag fallen, der 
Jude ſich über die Akzeptation ſchon am Tage vorher, Mittags 12 Uhr, er⸗ 
klaͤren muß. 

H. 30. Geht der Wechſel, nach dem im $. 28. beſtimmten Zeitpunkt 
ein, ſo muß er binnen 24 Stunden praͤſentirt, und, wenn die Akzeptation 
nicht erfolgt, der Proteſt deshalb aufgenommen werden. Jedoch kann der 
Bezogene auch nachher noch akzeptiren. * 

$. 31. Zu Einlegung der Proteſte, wegen nicht erfolgter Zahlung, 
iſt bei Naumburger Meßwechſeln in der Regel, ſo viel die Sommermeſſe 
betrifft, der te Juli von Mittags 1 Uhr bis Abends 10 Uhr, in der Win⸗ 
termeſſe aber der Igte Dezember, von Mittags 1 Uhr bis Abends 8 Uhr, 
beſtimmt. Die Ausnahme richtet ſich nach der Beſtimmung des $. 26. die⸗ 
ſer Verordnung. 

$. 32. Den Handelsbillets und kaufmaͤnniſchen Aſſignationen iſt in 


Naumburg Wechſelkraft beigelegt. 


an. 


$. 33. Die in den Naumburger Meſſen zahlbaren kaufmaͤnniſchen 
Aſſignationen muͤſſen in der Regel, fo viel die Sommermeſſe betrifft, bis 
8 ö zum 


* 


5 mr 
zum sten Juli und in der Wintermeſſe bis zum Toten Dezember „außerdem 


aber bis zu dem, nach $. 25. dieſer Verordnung für den Ausnahmefall zu 


beſtimmenden Zahltag, Abends Io Uhr, praͤſentirt, akzeptirt, gezahlt, oder 


bei nicht erfolgender Annahme und Zahlung dem anweſenden Aſſignanten zu⸗ 


ruͤckgegeben werden. Iſt aber dieſer nicht anweſend, ſo muß die Einlegung 
des Proteſtes bis zur bemerkten Zeit erfolgen. b 

$. 33. Der Aſſignant iſt allemal, die Aſſignation möge fuͤr eine 
Waarenſchuld, oder fuͤr baare Zahlung der Valuta gegeben ſeyn, dem In⸗ 


haber, wenn dieſer, aller angewandten Sorgfalt ungeachtet, keine Zahlung 


vun dem Aſſignaten erhalten hat, wechſelmaͤßig verpflichtet. 
$. 35. Aus einer akzeptirten kaufmaͤnniſchen Aſſignation kann gegen 


| den Akzeptanten, wenn er ein Kaufmann iſt, nach Wechſelrecht verfahren 


* 


werden. Re 
§. 36. Bei Aſſignationen, welche indoſſirt worden, gelten in Ab⸗ 
ſicht des Regreſſes gegen die Vormaͤnner und den Ausſteller die Grundſaͤtze 
des Wechſelrechts. 5 

Wir befehlen allen denjenigen, welche bei dem Handelsgericht zu 
Naumburg Recht zu nehmen verpflichtet ſind, ingleichen Unſern Ober⸗ und 
Untergerichten, ſich nach dieſer Unſerer Verordnung genau zu achten. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Bei⸗ 
druͤckung Unſers Koͤniglichen Inſiegels. f 

Gegeben Berlin, den qten Juni 1819. 


(L. 8. Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm Kron⸗Prinz. C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 
15 v. Altenſtein. v. Beyme. v. Kircheiſen. v. Buͤlo w. 


> Se 58. 1282. 
bis 1235, 


Zu 5. 1297. 


Zu 9. 1302. 


v. Schuckmann. W. Fuͤrſt zu Wittgenſtein. v. Boyen. 


v. Lottum. v. Klewitz. v. Bernstorff. 


(No. 645.) 


(No, 545.) Verordnung zur-nähern Ausführung und Anwendung der Geſetze vom 27ſten 

i Sktober 1810. und 28ſten März 1814. über die allgemeine Geſetzſamm⸗ 
lung und die Einrichtung der Aurtsblatter in den Rheiniſchen Provinzen. 

Vom gten Juni 1819. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


haben bereits unterm 27ſten Oktober 1810. und unterm 28ſten Maͤrz 1811. 
eine allgemeine Geſetzſammlung, fo wie beſondere Amtsblaͤtter Unſerer ein⸗ 
zelnen Regierungen vorgeſchrieben, und zugleich verordnet, daß beide in Ver⸗ 
bindung zur Bekanntmachung aller Unſerer Geſetze fernerhin dienen ſollten. 
Wir haben auch, feitdem Wir die Provinzen Cleve, Berg und Niederrhein 
mit Unſern Staaten vereint haben, die zur Anwendung in dieſen Provinzen 
beſtimmten Geſetze in Unſere Geſetzſammlung aufnehmen laſſen. Desgleichen 
ſind daſelbſt von Unſern Regierungen Amtsblaͤtter bereits eingefuͤhrt worden. 
Da jene Verordnungen indeſſen nicht durchgaͤngig auf gleiche Weiſe in Aus⸗ 
uͤbung gekommen find, Wir auch gegenwärtig einige Modifikationen derſelben 
zu verfuͤgen noͤthig gefunden haben; ſo ſehen Wir Uns bewogen, zwar in 
Anſehung der bereits bekannt gemachten und in Ausführung gebrachten Ge⸗ 
ſetze, es dabei zu belaſſen, fuͤr die kuͤnftige Zeit aber den Inhalt jener Ver⸗ 
ordnungen mit folgenden naͤheren Beſtimmungen hierdurch ausdruͤcklich vor⸗ 
zuſchreiben, und verordnen deshalb für Unſere Provinzen Cleve, Berg und 
Niederrhein, jedoch mit Ausſchluß des Kreiſes Eſſen und des auf dem rechten 
Rheinufer belegenen Theils des Regierungsbezirks von Cleve, in welchen es 
bei den bisherigen Beſtimmungen ohne Weiteres bleibt, nach erfordertem Gut⸗ 
achten Unſeres Staatsraths, wie folgt. 
F. 1. Alle Geſetze, welche Wir kuͤnftighin in Unſere Geſetzſammlung 
werden aufnehmen laſſen, ſollen fuͤr Unſere Provinzen Eleve, Berg und Nie⸗ 
derrhein Geſetzeskraft haben, in ſofern nicht ihre Anwendung auf andere Thei⸗ 
le Unſerer Staaten beſonders eingeſchraͤnkt, oder aber fuͤr die genannten Pro⸗ 
vinzen beſonders unterſagt werden wird. . 

§. 2. In Anſehung derjenigen Perſonen, welche die Geſetzſammlung 

auf ihre Koſten zu halten verpflichtet find, wird hierdurch dasjenige, was je⸗ 
de Regierung fuͤr ihren Bezirk bereits vorgeſchrieben hat, fuͤr die vergan⸗ 
gene Zeit ausdruͤcklich genehmigt. Fur die Zukunft aber verordnen Wir, 
daß hierzu folgende Perſonen verpflichtet ſeyn ſollen: 

a) alle obere und untere Staatsbehoͤrden, und beſtreiten dieſe die Koſten 

aus ihren Fonds; 8 
b) alle höhere Militair⸗Perſonen, mit Einſchluß der Staabs-Offiziere; 
88 c) alle 
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c) alle Raͤthe, Aſſeſſoren, Rathsauditoren und Referendarien bei Landes⸗ 
Kollegien; er re 

d) alle Landraͤthe; 

e) alle Mitglieder der Kreisgerichte; 


1) die Beamten des Öffentlichen Miniſteriums; 


g) die Notarien und Gerichtsvollzieher; 

h) die Friedensrichter; 

i) die Biſchoͤfe, Domkapitel, General-⸗Vikare, Land⸗Dechanten und deren 
Stellvertreter, imgleichen die erz- und biſchoͤflichen Kommiſſarien und 

Behoͤrden; : 

k) die Superintendenten und geiftlichen Inſpektoren; 

J) die Domainen-Rentmeiſter und Inſpektoren; : 

m) alle Buͤrgermeiſter, welche fo viele Exemplare, auf Koften der Gemeine⸗ 
Kaſſe, anzuſchaffen haben, als die Regierungen nach Groͤße der Ge⸗ 
ſammtgemeinen fuͤr nothwendig halten. f a 

Die Buͤrgermeiſter ſind fuͤr die genaue und gewiſſenhafte Sammlung 
und Aufbewahrung verantwortlich, und die Obrigkeiten ſind verpflichtet, 
alle mangelnde Stuͤcke ſogleich auf Koſten der Gemeine wieder anzu⸗ 
ſchaffen. N 
8 §. 3. Es ſoll auch ferner, wie bisher, in jedem Regierungs⸗Be⸗ 
zirk ein Amtsblatt erſcheinen. : 
H. 4. Dieſes Amtsblatt enthält: > 

1) Titel, Datum und Nummer der in der allgemeinen Geſetzſammlung 
enthaltenen Geſetze; 8 ; 

2) die zur allgemeinen Bekanntmachung geeigneten Verfügungen der Lan⸗ 
desbehoͤrden, mithin ſowohl der Regierungen, als der Provinzial-Juſtiz⸗ 
und ſonſtiger Provinzial-Behoͤrden, welche ein gemeinſames Intereſſe 
fuͤr den ganzen Regierungs-Bezirk, einzelne Kreiſe und Ortſchaften, 
oder einzelne Einwohner⸗Klaſſen deſſelben haben. Es ſollen demnach 
alle ſchriftlichen Cireularien an die Uaterbehoͤrden, fo wie die Circularien 

der letztern an einzelne Buͤrgermeiſtereien moͤglichſt vermieden werden; 

3) Belehrungen uber öffentliche Angelegenheiten. 5 

§. 5. Auch oͤffentliche Verfügungen in beſondern Fällen, die eine all⸗ 
gemeine Bekanntmachung erfordern, z. B. Vorladungen, koͤnnen in eine, mit⸗ 
telſt beſonderer Nummern, unter dem Namen des oͤffentlichen Anzeigers fort⸗ 
laufende Beilage, gegen Entrichtung der Einruͤckungs-Gebuͤhren, aufgenommen 
werden. In Anſehung der rechtlichen Wirkung aller in den Geſetzen vorge⸗ 

Jahrgang 1819. f A a ſchrie⸗ 
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ſchriebenen Bekanntmachungen, bleibt es jedoch bei den in dieſen Provinzen 
bisher beſtehenden Vorſchriften uͤber die Art ſolcher Bekanntmachungen. 

$. 6. Alle im F. 2. dieſes Geſetzes genannten Behörden und Perſo⸗ 
nen, ſind zur Haltung und Bezahlung des Amtsblatts der betreffenden 
Regierung ſchuldig. g 5 

§. 7. Alle Unterbehörden in den obgenannten Provinzen, ihr Amts⸗ 
gefchäft greife in das Juſtiz⸗, Finanz⸗ oder Polizeifach ein, mit Aus⸗ 
nahme der Buͤrgermeiſter, erhalten, ſo wie alle Pfarrer, das Amtsblatt der 
betreffenden Regierung unentgeldlich, ſind aber auch zur richtigen Abliefe⸗ 
rung deſſelben an ihre Amts⸗Nachfolger verpflichtet. 

$. 8. Die Buͤrgermeiſter find ſchuldig, dafür zu ſorgen, daß die Amts⸗ 
blaͤtter zur gehoͤrigen Zeit aus dem naͤchſten Vertheilungsort abgeholt wer⸗ 
den, und der Inhalt moͤglichſt bald zur Kenntniß der Einwohner gelangt. 
Ein Exemplar iſt auf der Buͤrgermeiſterei niederzulegen, die uͤbrigen aber bei 
den Beigeordneten und Mitgliedern des Gemeinde-Raths, welche in den uͤbri⸗ 
gen zur Bürgermeifterei gehörigen Ortſchaften wohnen. Auch find die Buͤr⸗ 
germeiſter und Beigeordneten gehalten, die Geſetze den Einwohnern da zu ver⸗ 
deutlichen, wo die Oertlichkeit, oder beſondere Verhaͤltniſſe, dies erfordern. 

H. 9. Jedermann im Staate iſt ſchuldig, die in die Geſetzſammlung 
und in die Amtsblaͤtter eingeruͤckten Geſetze und Verfuͤgungen zu befolgen, und 
ſich danach zu achten, ſobald er davon Kenntniß erhalten hat. 

. 10. Mit dem Anfange des achten Tages, nachdem die Verord⸗ 
nungen und Verfuͤgungen zum erſtenmale im Amtsblatt abgedruckt worden, 
find fie in allen Theilen des Regierungs- Bezirks für gehörig bekannt ge 
macht anzunehmen. Die Tage werden hierbei vom Datum der Nummer des 
Amtsblatts an, und dies Datum mit eingezaͤhlt. 

§. IT. Mit dem Anfange des achten Tages, nachdem ein in der all⸗ 
gemeinen Geſetzſammlung erſchienenes Geſetz in dem Amtsblatt der einzelnen 
Regierungen als vorhanden angezeigt iſt, iſt das Geſetz in dem ganzen Re⸗ 
gierungs⸗Bezirk, als gehörig bekannt gemacht anzunehmen, und werden hier⸗ 
bei die Tage auf gleiche Weiſe gezaͤhlt. i 

§. 12. Nur dann leiden dieſe Beſtimmungen eine Ausnahme, wenn 
in den Geſetzen oder Verordnungen ausdruͤcklich ein anderer Zeitpunkt be⸗ 
ſtimmt iſt, von welchem ab ſie als gehoͤrig bekannt gemacht angenommen 
werden ſollen. 

F. 13. Nach Ablauf des in den vorigen Hh. beſtimmten Zeitraums 
kann ſich Niemand damit entſchuldigen, daß ihm eine in die Geſetzſammlung, 
oder in das Amtsblatt eingeruͤckte Verordnung, oder Verfuͤgung, unbekannt 
geblieben ſey. . 5 

ö 5 H. 14. 
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F. 14. Iſt der Inhalt einer Verordnung, oder Verfuͤgung, von der 
Art, daß ſogleich etwas zur Ausführung gebracht werden ſoll; ſo verſteht 
ſich von ſelbſt, daß jede Behoͤrde und jeder Einzelne, ſogleich nach dem Em⸗ 
pfang der Geſetzſammlung, oder der Amtsblaͤtter, das Nöthige einleiten muß, 
ohne den Ablauf jener Friſt abzuwarten, die nur in Beziehung auf rechtskraͤf⸗ 
tige Wirkungen feſtgeſtellt iſt. 5 
% §. 15. Nur die in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen, oder 
beſtaͤtigten Arten der Publikationen von Geſetzen und Verordnungen haben 

oͤffentliche Guͤltigkeit. : \ 
$. 16. In Anſehung der an dieſen und jenen Orten erſcheinenden 
Intelligenzblaͤtter behält es, unter Beziehung auf das im H. 8. Geſagte, bei 
den bisherigen in dieſen Provinzen vorhandenen Einrichtungen das Bewenden. 

So geſchehen und gegeben Berlin, den gten Juni 1819. > 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Furſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 5 6 
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der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe betreffend. Bom een 
Juni 1819. r 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von eee 
a Preußen ꝛc. dc. : De nn 
da eee . 


haben Uns die Zweifel vortragen laſſen, welche uͤber die Anwendung des e e e, 
Artikel 73. der Deklaration vom 29ſten Mai 1810. auf die fruͤherhin nicht 7 = = 2 4 . 


erblichen Bauerhoͤfe, imgleichen wegen der Eigenthums-Anſpruͤche der, nach 77, 7.9 


? 


Bekanntmachung des Edikts vom I4ten September ISII., angenommenen 
baͤuerlichen Wirthe entſtanden find, und erklaͤren Unſere Willensmeinung z 


daruͤber, nach vernommenem Gutachten Unſers Staatsraths, wie folgt: 5, er 

$. 1. Die Anſpruͤche, welche den bäuerlichen Wirthen nach dem Edik⸗ N 75 

5 5 „e eee N. it: u 73 Asee) 

te vom Iꝗten September 1811. und der Deklaration vom 29ſten Mai 1816. e. e, 

e, e, ee e , e,, , e,, eme, e eee, auf fe, gie ti . wi, e, 

P 2 Em e za ee ad, e, ee, SER nu 
oe welpen ebe z. Ko. FA A sie Urban e. Zr eh Hase Desk Zube Amy . ee bee 1 . Ln . 7 eee ee. ee, eee, Areas 

un bee rar Ka e e eee. Huf baue mee, an FOR eee, AR, IH. 
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9 cet, cee wee auf Verleihung des Eigenthums der von ihnen bewirthſchafteten Höfe einge⸗ 


Far ze räumt find, gehen auch auf die Erben der Wirthe ſolcher Hoͤfe uͤber, von 
elle, ebene = welchen der zweite Abſchnitt des vorgedachten Edikts handelt. 


T §. 2. Iſt der Beſitzer eines ſolchen Hofes vor der Auseinanderſez⸗ 
zung mit der Gutsherrſchaft verſtorben, ſo wird die erbliche Nachfolge 
* 5 nach eben den Regeln, wie bei den erblichen Bauerhoͤfen, und zwar in den 
. Domainenguͤtern nach der Deklaration vom 25ſten März 1790., in andern 
I Gütern nach den Provinzial⸗Geſetzen, und, wo dieſe daruͤber nicht entſchei⸗ 


En 2. lu - 2 Provinzialrechte, welche fonft die Befugniß auf erbliche Nachfolge in 
en u ne bänerliche Beſitzungen ausſchließen, Fönnen gegen die Vorſchriften dieſes und 
VVT nicht geltend gemacht werden. 

= 5 nn = F. 3. Sind Bauerhöfe, auf welche das Edikt vom TAfen September 


e, nn 1811. Anwendung findet, vor bewirkter Auseinanderſetzung an die Guts— 
Be . herrſchaft zuruͤckgefallen, und von dieſen in Folge der zur Wiederbeſetzung 
a beſtandenen Zwangsverpflichtung neuen Wirthen verliehen worden; ſo kommen 
dieſen Beſitzern die Anſpruͤche auf Erwerbung des Eigenthums eben ſo zu, 
als wenn fie bei Verkündung des erſtgedachten Edikts ſchon im Beſitz geweſen 
waͤren. i 0 = 
Iſt dergleichen Verleihung an neue Wirthe hingegen in Faͤllen geſchehen, 
wo nach den daruͤber im erwaͤhnten Edikt und deſſen Deklaration vom 29ſten 
Mai 1816. enthaltenen Beſtimmungen jene Zwangsverbindlichkeit zur Wieder⸗ 
beſetzung nicht eintrat; ſo ſind die Rechte der Annehmer lediglich nach ihren 
Kontrakten zu beurtheilen. 


Gegeben Berlin, den ten Juni 1819. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fürſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


